
 

Gesetzestexte zur Netzentgeltkalkulation Strom 
Stand Mai 2020 

Diese Sammlung von Gesetzestexten ist eine Ergänzung zum Buch „Netzentgelte Strom – einfach kal-
kuliert“. Die Autoren haben nur diejenigen Passagen aufgenommen, die für die im Buch behandelten 
Themen relevant sind. Ausgelassene Absätze und Ziffern in Aufzählungen sind an der Nummerierung 
zu erkennen. Auslassungen innerhalb von Absätzen sind durch „[…]“ gekennzeichnet. Die aktuellen 
Texte sind unter www.gesetze-im-internet.de zu finden. 

1 Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) 
§ 3 Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Gesetzes bedeutet  
3. Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen: natürliche oder juristische Personen oder rechtlich 

unselbständige Organisationseinheiten eines Energieversorgungsunternehmens, die die Aufgabe 
der Verteilung von Elektrizität wahrnehmen und verantwortlich sind für den Betrieb, die War-
tung sowie erforderlichenfalls den Ausbau des Verteilernetzes in einem bestimmten Gebiet und 
gegebenenfalls der Verbindungsleitungen zu anderen Netzen, 

10. Betreiber von Übertragungsnetzen: natürliche oder juristische Personen oder rechtlich unselb-
ständige Organisationseinheiten eines Energieversorgungsunternehmens, die die Aufgabe der 
Übertragung von Elektrizität wahrnehmen und die verantwortlich sind für den Betrieb, die War-
tung sowie erforderlichenfalls den Ausbau des Übertragungsnetzes in einem bestimmten Gebiet 
und gegebenenfalls der Verbindungsleitungen zu anderen Netzen, 

11. dezentrale Erzeugungsanlage: eine an das Verteilernetz angeschlossene verbrauchs- und lastna-
he Erzeugungsanlage, 

14. Energie: Elektrizität und Gas, soweit sie zur leitungsgebundenen Energieversorgung verwendet 
werden, 

24. Kunden: Großhändler, Letztverbraucher und Unternehmen, die Energie kaufen, 
25. Letztverbraucher: Natürliche oder juristische Personen, die Energie für den eigenen Verbrauch 

kaufen; auch der Strombezug der Ladepunkte für Elektromobile steht dem Letztverbrauch im 
Sinne dieses Gesetzes und den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen gleich, 

26b. Messstellenbetrieb: der Einbau, der Betrieb und die Wartung von Messeinrichtungen, 
26c. Messung: die Ab- und Auslesung der Messeinrichtung sowie die Weitergabe der Daten an die 

Berechtigten, 
28. Netznutzer: natürliche oder juristische Personen, die Energie in ein Elektrizitäts- oder Gasver-

sorgungsnetz einspeisen oder daraus beziehen, 
37. Verteilung: der Transport von Elektrizität mit hoher, mittlerer oder niederer Spannung über 

Elektrizitätsverteilernetze oder der Transport von Gas über örtliche oder regionale Leitungsnet-
ze, um die Versorgung von Kunden zu ermöglichen, jedoch nicht die Belieferung der Kunden 
selbst; der Verteilung von Gas dienen auch solche Netze, die über Grenzkopplungspunkte verfü-
gen, über die ausschließlich ein anderes, nachgelagertes Netz aufgespeist wird, 

http://www.gesetze-im-internet.de/
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§ 14a Steuerbare Verbrauchseinrichtungen in Niederspannung; Verordnungsermächtigung 
Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen haben denjenigen Lieferanten und Letztverbrauchern im 
Bereich der Niederspannung, mit denen sie Netznutzungsverträge abgeschlossen haben, ein redu-
ziertes Netzentgelt zu berechnen, wenn mit ihnen im Gegenzug die netzdienliche Steuerung von 
steuerbaren Verbrauchseinrichtungen, die über einen separaten Zählpunkt verfügen, vereinbart 
wird. Als steuerbare Verbrauchseinrichtung im Sinne von Satz 1 gelten auch Elektromobile. Die Bun-
desregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates die Ver-
pflichtung nach den Sätzen 1 und 2 näher zu konkretisieren, insbesondere einen Rahmen für die Re-
duzierung von Netzentgelten und die vertragliche Ausgestaltung vorzusehen sowie Steuerungshand-
lungen zu benennen, die dem Netzbetreiber vorbehalten sind, und Steuerungshandlungen zu benen-
nen, die Dritten, insbesondere dem Lieferanten, vorbehalten sind. Sie hat hierbei die weiteren An-
forderungen des Messstellenbetriebsgesetzes an die Ausgestaltung der kommunikativen Einbindung 
der steuerbaren Verbrauchseinrichtungen zu beachten. 

§ 20 Zugang zu den Energieversorgungsnetzen 
(1) Betreiber von Energieversorgungsnetzen haben […] unmittelbar nach deren Ermittlung, aber spä-
testens zum 15. Oktober eines Jahres für das Folgejahr Entgelte für diesen Netzzugang im Internet zu 
veröffentlichen. Sind die Entgelte für den Netzzugang bis zum 15. Oktober eines Jahres nicht ermit-
telt, veröffentlichen die Betreiber von Energieversorgungsnetzen die Höhe der Entgelte, die sich vo-
raussichtlich auf Basis der für das Folgejahr geltenden Erlösobergrenze ergeben wird. […]  
(1a) […] Netznutzungsvertrag oder Lieferantenrahmenvertrag vermitteln den Zugang zum gesamten 
Elektrizitätsversorgungsnetz. Alle Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen sind verpflichtet, in 
dem Ausmaß zusammenzuarbeiten, das erforderlich ist, damit durch den Betreiber von Elektrizitäts-
versorgungsnetzen, der den Netznutzungs- oder Lieferantenrahmenvertrag abgeschlossen hat, der 
Zugang zum gesamten Elektrizitätsversorgungsnetz gewährleistet werden kann. […]  

§ 21 Bedingungen und Entgelte für den Netzzugang 
(1) Die Bedingungen und Entgelte für den Netzzugang müssen angemessen, diskriminierungsfrei, 
transparent und dürfen nicht ungünstiger sein, als sie von den Betreibern der Energieversorgungs-
netze in vergleichbaren Fällen für Leistungen innerhalb ihres Unternehmens oder gegenüber verbun-
denen oder assoziierten Unternehmen angewendet und tatsächlich oder kalkulatorisch in Rechnung 
gestellt werden. 
(2) Die Entgelte werden auf der Grundlage der Kosten einer Betriebsführung, die denen eines effi-
zienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen müssen, unter Berücksichtigung 
von Anreizen für eine effiziente Leistungserbringung und einer angemessenen, wettbewerbsfähigen 
und risikoangepassten Verzinsung des eingesetzten Kapitals gebildet, soweit in einer Rechtsverord-
nung nach § 24 nicht eine Abweichung von der kostenorientierten Entgeltbildung bestimmt ist. So-
weit die Entgelte kostenorientiert gebildet werden, dürfen Kosten und Kostenbestandteile, die sich 
ihrem Umfang nach im Wettbewerb nicht einstellen würden, nicht berücksichtigt werden. 

§ 21a Regulierungsvorgaben für Anreize für eine effiziente Leistungserbringung 
(1) Soweit eine kostenorientierte Entgeltbildung im Sinne des § 21 Abs. 2 Satz 1 erfolgt, können nach 
Maßgabe einer Rechtsverordnung nach Absatz 6 Satz 1 Nr. 1 Netzzugangsentgelte der Betreiber von 
Energieversorgungsnetzen abweichend von der Entgeltbildung nach § 21 Abs. 2 bis 4 auch durch eine 
Methode bestimmt werden, die Anreize für eine effiziente Leistungserbringung setzt (Anreizregulie-
rung). 
(4) Bei der Ermittlung von Obergrenzen sind die durch den jeweiligen Netzbetreiber beeinflussbaren 
Kostenanteile und die von ihm nicht beeinflussbaren Kostenanteile zu unterscheiden. Der nicht be-
einflussbare Kostenanteil an dem Gesamtentgelt wird nach § 21 Abs. 2 ermittelt; hierzu zählen insbe-
sondere Kostenanteile, die auf nicht zurechenbaren strukturellen Unterschieden der Versorgungsge-
biete, auf gesetzlichen Abnahme- und Vergütungspflichten, Konzessionsabgaben und Betriebssteu-
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ern beruhen. […] Der beeinflussbare Kostenanteil wird nach § 21 Abs. 2 bis 4 zu Beginn einer Regulie-
rungsperiode ermittelt. Effizienzvorgaben sind nur auf den beeinflussbaren Kostenanteil zu beziehen. 
Die Vorgaben für die Entwicklung oder Festlegung der Obergrenze innerhalb einer Regulierungsperi-
ode müssen den Ausgleich der allgemeinen Geldentwertung unter Berücksichtigung eines generellen 
sektoralen Produktivitätsfaktors vorsehen. 

§ 118 Übergangsregelungen 
(6) Nach dem 31. Dezember 2008 neu errichtete Anlagen zur Speicherung elektrischer Energie, die ab 
4. August 2011, innerhalb von 15 Jahren in Betrieb genommen werden, sind für einen Zeitraum von 
20 Jahren ab Inbetriebnahme hinsichtlich des Bezugs der zu speichernden elektrischen Energie von 
den Entgelten für den Netzzugang freigestellt. Pumpspeicherkraftwerke, deren elektrische Pump- 
oder Turbinenleistung nachweislich um mindestens 7,5 Prozent oder deren speicherbare Energie-
menge nachweislich um mindestens 5 Prozent nach dem 4. August 2011 erhöht wurden, sind für 
einen Zeitraum von zehn Jahren ab Inbetriebnahme hinsichtlich des Bezugs der zu speichernden 
elektrischen Energie von den Entgelten für den Netzzugang freigestellt. Die Freistellung nach Satz 1 
wird nur gewährt, wenn die elektrische Energie zur Speicherung in einem elektrischen, chemischen, 
mechanischen oder physikalischen Stromspeicher aus einem Transport- oder Verteilernetz entnom-
men und die zur Ausspeisung zurückgewonnene elektrische Energie zeitlich verzögert wieder in das-
selbe Netz eingespeist wird. Die Freistellung nach Satz 2 setzt voraus, dass auf Grund vorliegender 
oder prognostizierter Verbrauchsdaten oder auf Grund technischer oder vertraglicher Gegebenhei-
ten offensichtlich ist, dass der Höchstlastbeitrag der Anlage vorhersehbar erheblich von der zeitglei-
chen Jahreshöchstlast aller Entnahmen aus dieser Netz- oder Umspannebene abweicht. Sie erfolgt 
durch Genehmigung in entsprechender Anwendung der verfahrensrechtlichen Vorgaben nach § 19 
Absatz 2 Satz 3 bis 5 und 8 bis 10 der Stromnetzentgeltverordnung. Als Inbetriebnahme gilt der erst-
malige Bezug von elektrischer Energie für den Probebetrieb, bei bestehenden Pumpspeicherkraft-
werken der erstmalige Bezug nach Abschluss der Maßnahme zur Erhöhung der elektrischen Pump- 
oder Turbinenleistung und der speicherbaren Energiemenge. Die Sätze 2 und 3 sind nicht für Anlagen 
anzuwenden, in denen durch Wasserelektrolyse Wasserstoff erzeugt oder in denen Gas oder Biogas 
durch wasserelektrolytisch erzeugten Wasserstoff und anschließende Methanisierung hergestellt 
worden ist. Diese Anlagen sind zudem von den Einspeiseentgelten in das Gasnetz, an das sie ange-
schlossen sind, befreit. 

§ 120 Schrittweiser Abbau der Entgelte für dezentrale Einspeisung; Übergangsregelung 
(1) Bei Einspeisungen von Elektrizität aus dezentralen Erzeugungsanlagen darf in einer Rechtsverord-
nung nach § 24 Satz 5 keine Erstattung eingesparter Entgelte für den Netzzugang vorgesehen werden  
1. für Erzeugungsanlagen, die ab dem 1. Januar 2023 in Betrieb genommen worden sind, 
2. für Anlagen mit volatiler Erzeugung, die ab dem 1. Januar 2018 in Betrieb genommen worden 

sind. 
(2) Wird eine Erzeugungsanlage nach dem für sie maßgeblichen in Absatz 1 genannten Zeitpunkt an 
eine Netz- oder Umspannebene angeschlossen, die ihrer bisherigen Anschlussebene nachgelagert ist, 
erhält sie keine Entgelte für dezentrale Einspeisung mehr. Eine Erzeugungsanlage, die am 31. Dezem-
ber 2016 allein an die Höchstspannungsebene angeschlossen war, erhält ab dem 22. Juli 2017 auch 
dann keine Entgelte für dezentrale Einspeisung, wenn sie nach dem 31. Dezember 2016 an eine 
nachgelagerte Netz- oder Umspannebene angeschlossen worden ist oder wird. 
(3) Für Anlagen mit volatiler Erzeugung dürfen ab dem 1. Januar 2020 keine Entgelte für dezentrale 
Erzeugung mehr gezahlt werden. Die Rechtsverordnung nach § 24 kann vorsehen, dass die Höhe der 
Entgelte für dezentrale Einspeisungen aus solchen Anlagen bis dahin stufenweise abgesenkt wird und 
dies näher ausgestalten. Die Absenkung kann, ausgehend von dem sich unter Beachtung der Absätze 
4 und 5 ergebenden Wert, in prozentualen Schritten oder anteilig erfolgen. 
(4) Bei der Ermittlung der Entgelte für dezentrale Einspeisungen, die für den Zeitraum ab dem 1. Ja-
nuar 2018 gezahlt werden, sind als Obergrenze diejenigen Netzentgelte der vorgelagerten Netz- oder 
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Umspannebene zugrunde zu legen, die für diese Netz- oder Umspannebene am 31. Dezember 2016 
anzuwenden waren. Satz 1 ist auch für Erzeugungsanlagen anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 
2016 in Betrieb genommen worden sind oder werden. 
(5) Bei der Ermittlung der Obergrenzen nach Absatz 4 sind ab dem 1. Januar 2018 von den Erlösober-
grenzen der jeweiligen Übertragungsnetzbetreiber, so wie sie den jeweiligen Netzentgelten für das 
Kalenderjahr 2016 zugrunde lagen, die Kostenbestandteile nach § 17d Absatz 7 dieses Gesetzes und 
§ 2 Absatz 5 des Energieleitungsausbaugesetzes in Abzug zu bringen, die in die Netzentgelte einge-
flossen sind. Für die Zwecke der Berechnungsgrundlage zur Ermittlung der Entgelte für dezentrale 
Einspeisungen sind die Netzentgelte für das Kalenderjahr 2016 auf dieser Grundlage neu zu berech-
nen. Die Übertragungsnetzbetreiber sind verpflichtet, diese fiktiven Netzentgelte gemeinsam mit der 
Veröffentlichung ihrer Netzentgelte nach § 20 Absatz 1 Satz 1 und 2 auf ihrer Internetseite zu veröf-
fentlichen und als Berechnungsgrundlage für die Ermittlung der Entgelte für dezentrale Einspeisung 
zu kennzeichnen. 
(6) Für die Höhe der Obergrenze, die bei der Ermittlung der Entgelte für dezentrale Einspeisung nach 
Absatz 4 zugrunde zu legen ist, sind die Netzentgelte des Netzbetreibers maßgebend, an dessen Netz 
der Anlagenbetreiber am 31. Dezember 2016 angeschlossen war. 
(7) Die für den jeweiligen Verteilernetzbetreiber nach Absatz 4 geltenden Obergrenzen sind je Netz- 
und Umspannebene den nach Absatz 5 ermittelten Obergrenzen der Übertragungsnetzbetreiber 
entsprechend anzupassen und unter Berücksichtigung dieser Absenkungen ebenfalls neu zu ermit-
teln. Nachgelagerte Verteilernetzbetreiber berücksichtigen dabei ebenfalls die Obergrenzen nach 
Satz 1 eines vorgelagerten Verteilernetzbetreibers. Die Netzbetreiber sind verpflichtet, ihre jeweili-
gen nach Satz 1 ermittelten Netzentgelte je Netz- und Umspannebene gemeinsam mit ihren Netz-
entgelten nach § 20 Absatz 1 Satz 1 und 2 auf ihrer Internetseite zu veröffentlichen und als Berech-
nungsgrundlage für die Ermittlung der Entgelte für dezentrale Einspeisungen zu kennzeichnen und 
für die Kalkulation der vermiedenen gewälzten Kosten heranzuziehen. 
(8) In einer Rechtsverordnung nach § 24 Satz 5 kann die Ermittlung der Entgelte für dezentrale Ein-
speisung nach den Absätzen 1 bis 7 und 9 näher geregelt werden. Insbesondere können in der 
Rechtsverordnung die Ergebnisse der fiktiven Ermittlung nach Absatz 5 für Übertragungsnetzbetrei-
ber festgelegt werden. Dabei können kaufmännisch gerundete Prozentangaben festgelegt werden. 

2 Stromnetzentgeltverordnung (StromNEV) 
§ 1 Anwendungsbereich 
Diese Verordnung regelt die Festlegung der Methode zur Bestimmung der Entgelte für den Zugang zu 
den Elektrizitätsübertragungs- und Elektrizitätsverteilernetzen (Netzentgelte) einschließlich der Er-
mittlung der Entgelte für dezentrale Einspeisungen. […] 

§ 2 Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieser Verordnung ist:  
1. Abnahmestelle: die Summe aller räumlich und physikalisch zusammenhängenden elektrischen 

Einrichtungen eines Letztverbrauchers, die sich auf einem in sich abgeschlossenen Betriebsge-
lände befinden und über einen oder mehrere Entnahmepunkte mit dem Netz des Netzbetrei-
bers verbunden sind; 

3. Benutzungsdauer: der Quotient aus pro Jahr entnommener oder eingespeister elektrischer Ar-
beit und der in diesem Jahr höchsten Last der Entnahme oder Einspeisung; 

6. Entnahmestelle: der Ort der Entnahme elektrischer Energie aus einer Netz- oder Umspannebene 
durch Letztverbraucher, Weiterverteiler oder die jeweils nachgelagerte Netz- oder Umspann-
ebene; 
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7. Jahreshöchstlast: der höchste Leistungswert einer oder mehrerer Entnahmen aus einer Netz- 
oder Umspannebene oder einer oder mehrerer Einspeisungen im Verlauf eines Jahres; 

8. Kalkulationsperiode: das Geschäftsjahr des Betreibers eines Elektrizitätsübertragungs- oder 
Elektrizitätsverteilernetzes; 

9. Lastgangzeitreihe: die Zeitreihe einer Lastgangzählung in Form einer viertelstündlichen registrie-
renden Leistungsmessung einer Entnahmestelle, bestehend aus den zwei Zeitreihen für beide 
Energieflussrichtungen (Bezugszeitreihe und Einspeisezeitreihe); 

10. Netzebene: die Bereiche von Elektrizitätsversorgungsnetzen, in welchen elektrische Energie in 
Höchst-, Hoch-, Mittel- oder Niederspannung übertragen oder verteilt wird; 

11. Netzknoten: der räumlich eng begrenzte Teil eines Elektrizitätsversorgungsnetzes, der sich auf 
einem baulich zusammengehörenden Gebiet befindet und aus  
a) einem Umspannwerk, einer Umspannanlage, einer Umspannstation, einer Ortsnetzstation 
oder einer Schaltanlage oder 
b) einer sonstigen Übergabestelle bei Vorliegen einer den in Buchstabe a genannten Fällen ver-
gleichbaren galvanischen Verbindung 
besteht, mit der eine oder mehrere Entnahmestellen verbunden sind; 

12. Umspannebene: die Bereiche von Elektrizitätsversorgungsnetzen, in welchen die Spannung 
elektrischer Energie von Höchst- zu Hochspannung, Hoch- zu Mittelspannung oder Mittel- zu 
Niederspannung geändert wird; 

13. zeitgleiche Jahreshöchstlast: die höchste zeitgleiche Summe der Leistungswerte einer Anzahl 
von Entnahmen aus einer Netz- oder Umspannebene oder einer Anzahl von Einspeisungen in ei-
ne Netz- oder Umspannebene im Verlauf eines Jahres. 

§ 3 Grundsätze der Entgeltbestimmung 
(1) Für die Ermittlung der Netzentgelte sind die Netzkosten nach den §§ 4 bis 11 zusammenzustellen. 
Die ermittelten Netzkosten sind anschließend nach § 13 vollständig den dort aufgeführten Hauptkos-
tenstellen, welche die Struktur der Elektrizitätsübertragungs- und Elektrizitätsverteilernetze wider-
spiegeln, zuzuordnen. Danach sind die Hauptkostenstellen im Wege der Kostenwälzung nach § 14 
den Kostenträgern zuzuordnen. Unter Verwendung einer Gleichzeitigkeitsfunktion nach § 16 sind die 
Netzentgelte für jede Netz- und Umspannebene zu bestimmen. Die Ermittlung der Kosten erfolgt auf 
der Basis der Daten des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahres; gesicherte Erkenntnisse über das 
Planjahr können dabei berücksichtigt werden. Die Ermittlung der Netzentgelte erfolgt nach Maßgabe 
des § 21. […] 
(2) Mit der Entrichtung des Netzentgelts wird die Nutzung der Netz- oder Umspannebene des jewei-
ligen Betreibers des Elektrizitätsversorgungsnetzes, an die der Netznutzer angeschlossen ist, und aller 
vorgelagerten Netz- und Umspannebenen abgegolten. 
(3) Mit Wirkung zum 1. Januar 2023 bestimmen die Betreiber von Übertragungsnetzen mit Regelzo-
nenverantwortung jeweils ein bundeseinheitliches Netzentgelt nach Abschnitt 2a für die Netzebene 
Höchstspannungsnetz und die Umspannebene von Höchst- zu Hochspannung. Hierfür verwenden sie 
jeweils eine bundeseinheitliche Gleichzeitigkeitsfunktion nach § 16 Absatz 2 Satz 2. Vom 1. Januar 
2019 bis zum 31. Dezember 2022 erfolgt die Bestimmung nach Satz 1 nach Maßgabe des § 32a. 

§ 4 Grundsätze der Netzkostenermittlung 
(1) Bilanzielle und kalkulatorische Kosten des Netzbetriebs sind nur insoweit anzusetzen, als sie den 
Kosten eines effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbetreibers entsprechen. 
(2) Ausgehend von den Gewinn- und Verlustrechnungen für die Elektrizitätsübertragung und Elektri-
zitätsverteilung des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahres nach § 6b Absatz 3 des Energiewirt-
schaftsgesetzes ist zur Bestimmung der Netzkosten eine kalkulatorische Rechnung zu erstellen. Die 
Netzkosten setzen sich unter Beachtung von Absatz 1 aus den aufwandsgleichen Kosten nach § 5, 
den kalkulatorischen Abschreibungen nach § 6, der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung nach § 7 
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sowie den kalkulatorischen Steuern nach § 8 unter Abzug der kostenmindernden Erlöse und Erträge 
nach § 9 zusammen. Netzverluste sind nach § 10 zu berücksichtigen. 
(4) Einzelkosten des Netzes sind dem Netz direkt zuzuordnen. Kosten des Netzes, die sich nicht oder 
nur mit unvertretbar hohem Aufwand als Einzelkosten direkt zurechnen lassen, sind als Gemeinkos-
ten über eine verursachungsgerechte Schlüsselung dem Elektrizitätsübertragungs- oder Elektrizitäts-
verteilernetz zuzuordnen. Die zu Grunde gelegten Schlüssel müssen sachgerecht sein und den Grund-
satz der Stetigkeit beachten. Die Schlüssel sind für sachkundige Dritte nachvollziehbar und vollständig 
zu dokumentieren. Änderungen eines Schlüssels sind nur zulässig, sofern diese sachlich geboten sind. 
Die hierfür maßgeblichen Gründe sind nachvollziehbar und vollständig zu dokumentieren. 
(5) Kosten oder Kostenbestandteile, die auf Grund einer Überlassung betriebsnotwendiger Anlagegü-
ter anfallen, können nur in der Höhe als Kosten anerkannt werden, wie sie anfielen, wenn der Betrei-
ber Eigentümer der Anlagen wäre. Der Betreiber des Elektrizitätsversorgungsnetzes hat die erforder-
lichen Nachweise zu führen. 
(5a) Erbringen Unternehmen gegenüber einem Betreiber eines Elektrizitätsversorgungsnetzes Dienst-
leistungen, so sind die diesbezüglichen Kosten oder Kostenbestandteile nach Maßgabe dieses Absat-
zes bei der Netzkostenermittlung zu berücksichtigen. Gehören das die Dienstleistung erbringende 
Unternehmen und der Betreiber des Elektrizitätsversorgungsnetzes oder ein Gesellschafter des Be-
treibers des Elektrizitätsversorgungsnetzes zu einer Gruppe miteinander verbundener Elektrizitätsun-
ternehmen, so darf der Betreiber des Elektrizitätsversorgungsnetzes die aus der Erbringung der 
Dienstleistung entstehenden Kosten oder Kostenbestandteile maximal in der Höhe ansetzen, wie sie 
bei dem die Dienstleistung erbringenden Unternehmen unter Anwendung der Grundsätze der Ent-
geltbestimmung im Sinne dieser Verordnung und gegebenenfalls unter Anwendung des § 6 Absatz 2 
der Anreizregulierungsverordnung tatsächlich angefallen sind. Beinhalten die nach Satz 2 für die Er-
bringung von Dienstleistungen angefallenen Kosten oder Kostenbestandteile Vorleistungen von Un-
ternehmen, die ebenfalls zu der Gruppe miteinander verbundener Elektrizitätsunternehmen gehö-
ren, der das die Dienstleistung erbringende Unternehmen und der Betreiber des Elektrizitätsversor-
gungsnetzes oder dessen Gesellschafter angehören, können diese nur maximal in der Höhe einbezo-
gen werden, wie sie jeweils bei dem die Vorleistung erbringenden Unternehmen unter Anwendung 
der Grundsätze der Entgeltbestimmung im Sinne dieser Verordnung und gegebenenfalls unter An-
wendung des § 6 Absatz 2 der Anreizregulierungsverordnung tatsächlich angefallen sind. Gehören 
das die Dienstleistung erbringende Unternehmen und der Betreiber des Elektrizitätsversorgungsnet-
zes oder dessen Gesellschafter nicht zu einer Gruppe miteinander verbundener Elektrizitätsunter-
nehmen, so darf der Betreiber des Elektrizitätsversorgungsnetzes die aus der Erbringung der Dienst-
leistung entstehenden Kosten oder Kostenbestandteile maximal in der Höhe ansetzen, wie sie anfal-
len würden, wenn der Betreiber des Elektrizitätsversorgungsnetzes die jeweiligen Leistungen selbst 
erbringen würde. Der Betreiber des Elektrizitätsversorgungsnetzes hat die erforderlichen Nachweise 
zu führen. 

§ 5 Aufwandsgleiche Kostenpositionen 
(1) Aufwandsgleiche Kostenpositionen sind den nach § 6b Absatz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes 
oder nach § 4 Abs. 3 erstellten Gewinn- und Verlustrechnungen für die Elektrizitätsübertragung und 
Elektrizitätsverteilung zu entnehmen und nach Maßgabe des § 4 Abs. 1 bei der Bestimmung der 
Netzkosten zu berücksichtigen. 

§ 6 Kalkulatorische Abschreibungen 
(1) Zur Gewährleistung eines langfristig angelegten leistungsfähigen und zuverlässigen Netzbetriebs 
ist die Wertminderung der betriebsnotwendigen Anlagegüter nach den Absätzen 2 bis 7 als Kosten-
position bei der Ermittlung der Netzkosten in Ansatz zu bringen (kalkulatorische Abschreibungen). 
Die kalkulatorischen Abschreibungen treten insoweit in der kalkulatorischen Kosten- und Erlösrech-
nung an die Stelle der entsprechenden bilanziellen Abschreibungen der Gewinn- und Verlustrech-
nung. Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen ist jeweils zu unterscheiden nach An-
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lagegütern, die vor dem 1. Januar 2006 aktiviert wurden (Altanlage), und Anlagegütern, die ab dem 1. 
Januar 2006 aktiviert werden (Neuanlage). 
(4) Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind ausgehend von den jeweiligen histori-
schen Anschaffungs- und Herstellungskosten nach der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln. 
(5) Die kalkulatorischen Abschreibungen sind für jede Anlage jährlich auf Grundlage der jeweiligen 
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauern nach Anlage 1 vorzunehmen. […] 

§ 7 Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung 
(1) Die Verzinsung des von Betreibern von Elektrizitätsversorgungsnetzen eingesetzten Eigenkapitals 
erfolgt im Wege einer kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung auf Grundlage des betriebsnotwendi-
gen Eigenkapitals. Das betriebsnotwendige Eigenkapital ergibt sich aus der Summe der  
1. kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen be-

wertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und multipliziert mit der Fremdka-
pitalquote nach § 6 Abs. 2, 

2. kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen be-
wertet zu Tagesneuwerten und multipliziert mit der Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2, 

3. kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Neuanlagen 
bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und 

4. Bilanzwerte der betriebsnotwendigen Finanzanlagen und Bilanzwerte des betriebsnotwendigen 
Umlaufvermögens unter Abzug des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil 

und unter Abzug des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals. Grundstücke sind zu An-
schaffungskosten anzusetzen. Es ist jeweils der Mittelwert aus Jahresanfangs- und Jahresendbestand 
anzusetzen. Soweit das nach Satz 2 ermittelte betriebsnotwendige Eigenkapital einen Anteil von 40 
Prozent des sich aus der Summe der Werte nach Satz 2 Nr. 1 bis 4 ergebenden betriebsnotwendigen 
Vermögens übersteigt, ist der übersteigende Anteil dieses Eigenkapitals gemäß Absatz 7 zu verzinsen. 

§ 8 Kalkulatorische Steuern 
Im Rahmen der Ermittlung der Netzkosten kann die dem Netzbereich sachgerecht zuzuordnende 
Gewerbesteuer als kalkulatorische Kostenposition in Ansatz gebracht werden. 

§ 9 Kostenmindernde Erlöse und Erträge 
(1) Sonstige Erlöse und Erträge sind, soweit sie sachlich dem Netzbetrieb zuzurechnen und insbeson-
dere den Positionen  
1. aktivierte Eigenleistungen, 
2. Zins- und Beteiligungserträge, 
3. Netzanschlusskosten, 
4. Baukostenzuschüsse oder 
5. sonstige Erträge und Erlöse 
der netzbezogenen Gewinn- und Verlustrechnung zu entnehmen sind, von den Netzkosten in Abzug 
zu bringen. […] Die von stromverbrauchenden Anschlussnehmern entrichteten Baukostenzuschüsse 
sind über eine Dauer von 20 Jahren linear aufzulösen und jährlich netzkostenmindernd anzusetzen. 

§ 12 Grundsätze der Kostenverteilung 
Die nach § 4 ermittelten Netzkosten sind soweit möglich direkt den Hauptkostenstellen nach § 13 
zuzuordnen. Soweit eine direkte Zuordnung von Kosten nicht oder nur mit unvertretbar hohem Auf-
wand möglich ist, sind diese zunächst geeigneten Hilfskostenstellen zuzuordnen. Die Aufteilung die-
ser Netzkosten auf die Hauptkostenstellen hat verursachungsgerecht über eine angemessene Schlüs-
selung zu erfolgen. Die gewählten Schlüssel müssen sachgerecht sein und sind für sachkundige Dritte 
nachvollziehbar und vollständig schriftlich zu dokumentieren. Insbesondere sind die Schlüssel stetig 
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anzuwenden. Änderungen eines Schlüssels sind nur zulässig, sofern diese sachlich geboten sind. Die 
sachlichen Gründe für diese Änderungen sind in einer für sachkundige Dritte nachvollziehbaren Wei-
se und vollständig schriftlich zu dokumentieren. 

§ 13 Kostenstellen 
Für die Ermittlung der Netzentgelte haben Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen als Maßgrö-
ßen der Kostenverursachung Haupt- und Nebenkostenstellen nach Anlage 2 zu bilden. Die Netzkos-
ten nach § 4 sind vollständig auf die Kostenstellen nach Anlage 2 zu verteilen. Die Bildung von Hilfs-
kostenstellen ist zulässig. 

§ 14 Kostenwälzung 
(1) Die Kosten der Netz- und Umspannebenen werden, beginnend bei der Höchstspannung, jeweils 
anteilig auf die nachgelagerte Netz- oder Umspannebene verteilt (Kostenwälzung), soweit diese Kos-
ten nicht der Entnahme von Letztverbrauchern und Weiterverteilern aus der jeweiligen Netz- oder 
Umspannebene zuzuordnen sind. Die Kostenwälzung lässt das Zahlungsausfallrisiko der Netzbetrei-
ber für die jeweils in ihren Netzen anfallenden Kosten unberührt. 
(2) Die Kosten werden entsprechend der von der vorgelagerten Netz- oder Umspannebene bezoge-
nen und zeitgleich über alle Übergabepunkte gemessenen höchsten Leistung unter Berücksichtigung 
des Gleichzeitigkeitsgrades nach § 16 auf die nachgelagerte Netz- oder Umspannebene verteilt. An 
eine Netz- oder Umspannebene angeschlossene Letztverbraucher und Weiterverteiler sowie die 
nachgeordnete Netz- oder Umspannebene werden als Netzkunden der jeweiligen Netz- oder Um-
spannebene angesehen und gleichbehandelt. Führt dies bei Betreibern von Elektrizitätsversorgungs-
netzen der allgemeinen Versorgung, die direkt miteinander verbundene Netze der gleichen Netz- 
oder Umspannebene betreiben, zu einer unbilligen Härte oder sind diese Netze so miteinander ver-
mascht, dass sie nur gemeinsam sicher betrieben werden können, sind in Zusammenarbeit der Netz-
betreiber sachgerechte Sonderregelungen zu treffen. Das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 3 
sowie die getroffenen Sonderregelungen sind in dem Bericht nach § 28 darzustellen. 
(3) Ausgangspunkt der Zuordnung der Kosten auf die Kostenträger ist die Kostenstellenrechnung 
nach § 13. Die Kostenträger haben sich an den vorhandenen Netz- und Umspannebenen des Betrei-
bers von Elektrizitätsversorgungsnetzen zu orientieren und sind im Einzelnen nach Anlage 3 zu bil-
den. 
(4) Kostenträger der Kostenstelle Messstellenbetrieb sind die jeweiligen Netz- und Umspannebenen. 
Soweit sich Kosten dieser Kostenstellen nicht direkt einer Netz- oder Umspannebene zuordnen las-
sen, sind diese Kosten verursachungsgerecht zuzuordnen. 

§ 15 Grundsätze der Entgeltermittlung 
(1) Grundlage des Systems der Entgeltbildung für den Netzzugang ist ein transaktionsunabhängiges 
Punktmodell. Die nach § 4 ermittelten Netzkosten werden über ein jährliches Netzentgelt gedeckt. 
Für die Einspeisung elektrischer Energie sind keine Netzentgelte zu entrichten. 
(2) Die Kalkulation der Netzentgelte ist so durchzuführen, dass nach dem Ende einer bevorstehenden 
Kalkulationsperiode die Differenz zwischen den aus Netzentgelten tatsächlich erzielten Erlösen und 
den nach § 4 ermittelten und in der bevorstehenden Kalkulationsperiode zu deckenden Netzkosten 
möglichst gering ist. […] 

§ 16 Gleichzeitigkeitsgrad 
(1) Die Zuteilung der Kosten einer Netz- oder Umspannebene auf die aus dieser Netz- oder Um-
spannebene entnehmenden Netznutzer hat möglichst verursachungsgerecht zu erfolgen. Zu diesem 
Zweck werden zunächst für alle Netz- und Umspannebenen die spezifischen Jahreskosten gebildet. 
Die spezifischen Jahreskosten ergeben sich aus dem Quotienten aus den Jahreskosten einer Netz- 
oder Umspannebene nach § 14 Abs. 2 und der zeitgleichen Jahreshöchstlast aller Entnahmen aus 
dieser Netz- oder Umspannebene. Die Betreiber von Übertragungsnetzen mit Regelzonenverantwor-
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tung bestimmen zur Bildung des bundeseinheitlichen Übertragungsnetzentgelts die zeitgleichen ge-
meinsamen Jahreshöchstlasten auf Grundlage der Daten nach § 14d. 
(2) Für die verursachungsgerechte Zuteilung der spezifischen Jahreskosten einer Netz- oder Um-
spannebene auf die Netzkunden dieser Netz- oder Umspannebene wird für alle Netz- und Umspann-
ebenen jeweils eine Gleichzeitigkeitsfunktion nach Anlage 4 ermittelt. Die Betreiber von Übertra-
gungsnetzen mit Regelzonenverantwortung ermitteln für die betroffene Netz- und die Umspannebe-
ne jeweils eine bundeseinheitliche Gleichzeitigkeitsfunktion nach Anlage 4. 

§ 17 Ermittlung der Netzentgelte 
(1) Die von Netznutzern zu entrichtenden Netzentgelte sind ihrer Höhe nach unabhängig von der 
räumlichen Entfernung zwischen dem Ort der Einspeisung elektrischer Energie und dem Ort der Ent-
nahme. Die Netzentgelte richten sich nach der Anschlussnetzebene der Entnahmestelle, den jeweils 
vorhandenen Messvorrichtungen an der Entnahmestelle sowie der jeweiligen Benutzungsstunden-
zahl der Entnahmestelle. 
(2) Das Netzentgelt pro Entnahmestelle besteht aus einem Jahresleistungspreis in Euro pro Kilowatt 
und einem Arbeitspreis in Cent pro Kilowattstunde. Das Jahresleistungsentgelt ist das Produkt aus 
dem jeweiligen Jahresleistungspreis und der Jahreshöchstleistung in Kilowatt der jeweiligen Entnah-
me im Abrechnungsjahr. Das Arbeitsentgelt ist das Produkt aus dem jeweiligen Arbeitspreis und der 
im Abrechnungsjahr jeweils entnommenen elektrischen Arbeit in Kilowattstunden. 
(2a) Eine zeitgleiche Zusammenführung mehrerer Entnahmestellen zu einer Entnahmestelle zum 
Zwecke der Ermittlung des Jahresleistungsentgeltes nach Absatz 2 Satz 2 (Pooling) ist unabhängig von 
einem entsprechenden Verlangen des jeweiligen Netznutzers durchzuführen, wenn all diese Ent-
nahmestellen 
1. durch denselben Netznutzer genutzt werden, 
2. mit dem Elektrizitätsversorgungsnetz desselben Netzbetreibers verbunden sind, 
3. sich auf der gleichen Netz- oder Umspannebene befinden und 
4. entweder Bestandteil desselben Netzknotens sind oder bei Vorliegen einer kundenseitigen gal-

vanischen Verbindung an das Elektrizitätsversorgungsnetz angeschlossen sind. 
Im Übrigen ist ein Pooling mehrerer Entnahmestellen unzulässig. Das Vorliegen der in Satz 1 genann-
ten Voraussetzungen hat der Netznutzer nachzuweisen. Das Pooling erfolgt  
1. im Falle des Satzes 1 Nummer 4 erste Alternative durch eine zeitgleiche und vorzeichengerechte 

Addition (Saldierung) der Lastgangzeitreihen der Entnahmestellen innerhalb des zeitgleichen 
Messintervalls der Lastgangzählung oder 

2. im Falle des Satzes 1 Nummer 4 zweite Alternative durch eine zeitgleiche Addition der rich-
tungsgleichen Lastgangzeitreihen der einzelnen Entnahmestellen innerhalb des zeitgleichen 
Messintervalls der Lastgangzählung. 

(3) Zur Ermittlung der jeweiligen Netzentgelte einer Netz- oder Umspannebene in Form von Leis-
tungs- und Arbeitspreisen werden die nach § 16 Abs. 1 ermittelten leistungsbezogenen Gesamtjah-
reskosten mit den Parametern der nach Anlage 4 ermittelten Geradengleichungen des Gleichzeitig-
keitsgrades nach § 16 Absatz 2 Satz 1 oder im Fall der bundeseinheitlichen Übertragungsnetzentgelte 
nach § 16 Absatz 2 Satz 2 multipliziert. 
(4) Die abschnittsweise festgelegten Jahresleistungspreise einer Netz- oder Umspannebene eines 
Betreibers von Elektrizitätsversorgungsnetzen in Euro pro Kilowatt ergeben sich jeweils als Produkt 
der Gesamtjahreskosten und der jeweiligen Anfangswerte der Geradengleichungen des Gleichzeitig-
keitsgrades. Satz 1 ist auch auf die Betreiber von Übertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung 
bei der Ermittlung der bundeseinheitlichen Übertragungsnetzentgelte anzuwenden. 
(5) Die abschnittsweise festgelegten Arbeitspreise einer Netz- oder Umspannebene eines Betreibers 
von Elektrizitätsversorgungsnetzen in Cent pro Kilowattstunde ergeben sich jeweils als Produkt der 
Gesamtjahreskosten und der jeweiligen Steigung der Geradengleichungen der Gleichzeitigkeitsfunk-
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tion. Satz 1 ist auch auf die Betreiber von Übertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung bei der 
Ermittlung des bundeseinheitlichen Übertragungsnetzentgelts anzuwenden. 
(6) Für Entnahmestellen im Niederspannungsnetz mit einer jährlichen Entnahme von bis zu 100 000 
Kilowattstunden ist bei Zählerstandsgangmessung oder einer anderen Form der Arbeitsmessung 
anstelle des Leistungs- und Arbeitspreises ein Arbeitspreis in Cent pro Kilowattstunde festzulegen. 
Soweit zusätzlich ein monatlicher Grundpreis in Euro pro Monat festgelegt wird, haben Grundpreis 
und Arbeitspreis in einem angemessenen Verhältnis zueinander zu stehen. Das sich aus Grundpreis 
und Arbeitspreis ergebende Entgelt hat in einem angemessenen Verhältnis zu jenem Entgelt zu ste-
hen, das bei einer leistungsgemessenen Entnahme im Niederspannungsnetz auf der Grundlage der 
Arbeits- und Leistungswerte nach dem Standardlastprofil des Netznutzers entstehen würde. Abwei-
chend von den Sätzen 1 bis 3 sind die Netzentgelte im Falle von im Verteilernetz angeschlossenen 
Anlagen zur Straßenbeleuchtung auch ohne Vorliegen einer Leistungsmessung mittels Lastgangmes-
sung nach den Vorgaben von Absatz 2 zu ermitteln, wenn eine rechnerisch oder auf Grundlage einer 
Schätzung erfolgte Ermittlung von Arbeit und Leistung mit hinreichender Sicherheit zu vergleichbaren 
zuverlässigen Ergebnissen führt wie eine Leistungsmessung mittels Lastgangmessung. 
(7) Soweit es nicht den Messstellenbetrieb für moderne Messeinrichtungen und intelligente Messsys-
teme nach dem Messstellenbetriebsgesetz betrifft, ist für jede Entnahmestelle und getrennt nach 
Netz- und Umspannebenen ab dem 1. Januar 2017 jeweils ein Entgelt für den Messstellenbetrieb, zu 
dem auch die Messung gehört, festzulegen. Bei der Festlegung des Entgelts sind die nach § 14 Absatz 
4 auf die Netz- und Umspannebenen verteilten Kosten jeweils vollständig durch die Summe der pro 
Entnahmestelle entrichteten Entgelte der jeweiligen Netz- oder Umspannebene zu decken. […] Die 
Entgelte sind jeweils für jede Entnahmestelle einer Netz-oder Umspannebene zu erheben. In der 
Niederspannung sind davon abweichend jeweils Entgelte für leistungs- und für nicht leistungsgemes-
sene Entnahmestellen festzulegen. 
(8) Netzbetreiber können für den Strombezug der von Land aus erbrachten Stromversorgung von 
Seeschiffen am Liegeplatz oberhalb der Umspannung von Mittel- zu Niederspannung neben einem 
Jahres- und Monatsleistungspreissystem auch eine Abrechnung auf der Grundlage von Tagesleis-
tungspreisen anbieten, wenn  
1. eine zeitlich begrenzte Leistungsaufnahme erfolgt, der in der übrigen Zeit eine deutlich geringe-

re oder keine Leistungsaufnahme gegenübersteht, und 
2. auf Anforderung des Netzbetreibers die Leistungsaufnahme innerhalb von maximal 15 Minuten 

vollständig unterbrochen wird. 
(9) Andere als in dieser Verordnung genannte Entgelte sind nicht zulässig. 

§ 18 Entgelt für dezentrale Einspeisung 
(1) Betreiber von dezentralen Erzeugungsanlagen, die vor dem 1. Januar 2023 in Betrieb genommen 
worden sind, erhalten vom Betreiber des Elektrizitätsverteilernetzes, in dessen Netz sie einspeisen, 
ein Entgelt. Bei Anlagen mit volatiler Erzeugung ist Satz 1 mit der Maßgabe anzuwenden, dass sie nur 
dann ein Entgelt erhalten, wenn sie vor dem 1. Januar 2018 in Betrieb genommen worden sind. Die-
ses Entgelt muss den gegenüber den vorgelagerten Netz- oder Umspannebenen durch die jeweilige 
Einspeisung vermiedenen Netzentgelten entsprechen, die nach Maßgabe des § 120 des Energiewirt-
schaftsgesetzes ermittelt werden. Das Entgelt nach Satz 1 wird nicht gewährt, wenn die Stromein-
speisung  
1. nach § 19 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes gefördert wird, 
2. nach § 6 Absatz 4 Satz 1 des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes und § 13 Absatz 5 vergütet wird 

und in dieser Vergütung vermiedene Netzentgelte enthalten sind oder 
3. aus KWK-Anlagen nach § 8a Absatz 1 des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes gefördert wird. 
Netzbetreiber sind den Betreibern dezentraler Erzeugungsanlagen gleichzustellen, sofern sie in ein 
vorgelagertes Netz einspeisen und dort Netzentgelte in weiter vorgelagerten Netzebenen vermeiden. 
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(2) Die dem Entgelt für dezentrale Einspeisung zu Grunde liegenden vermiedenen gewälzten Kosten 
der vorgelagerten Netz- oder Umspannebenen werden für jede Netz- und Umspannebene einzeln 
ermittelt. Maßgeblich sind die tatsächliche Vermeidungsarbeit in Kilowattstunden, die tatsächliche 
Vermeidungsleistung in Kilowatt und die Netzentgelte der vorgelagerten Netz- oder Umspannebene 
nach Maßgabe des § 120 Absatz 2 bis 6 des Energiewirtschaftsgesetzes. Bei der Ermittlung nach den 
Sätzen 1 und 2 sind die für die einzelnen Übertragungsnetzbetreiber in Anlage 4a angegebenen Wer-
te zugrunde zu legen. Die Vermeidungsarbeit ist unter Berücksichtigung der Netzverluste der jeweili-
gen Netz- oder Umspannebene die Differenz zwischen der durch Letztverbraucher, Weiterverteiler 
und nachgelagerte Netz- oder Umspannebene entnommenen elektrischen Energie in Kilowattstun-
den und der aus der vorgelagerten Netz- oder Umspannebene entnommenen elektrischen Energie in 
Kilowattstunden. Die Vermeidungsleistung ist die Differenz zwischen der zeitgleichen Jahreshöchst-
last aller Entnahmen aus der Netz- oder Umspannebene und der maximalen Bezugslast dieses Jahres 
aus der vorgelagerten Netz- oder Umspannebene in Kilowatt. 
(3) Die Aufteilung der nach Absatz 2 ermittelten vermiedenen Kosten der jeweils vorgelagerten Netz- 
oder Umspannebenen auf die einzelnen dezentralen Einspeisungen hat sachgerecht nach individuel-
ler Vermeidungsarbeit und Vermeidungsleistung zu erfolgen. Betreiber, die aus dezentralen Erzeu-
gungsanlagen einspeisen, welche keinen überwiegenden Anteil an der Vermeidungsleistung haben, 
können zwischen einer Berechnung auf Basis ihrer tatsächlichen Vermeidungsleistung und einem 
alternativen Verfahren, welches ihre Vermeidungsleistung verstetigt, wählen. Bei dezentralen Ein-
speisungen ohne Lastgangmessung ist grundsätzlich nur die Vermeidungsarbeit zu berücksichtigen. 
(4) Betreiber von Elektrizitätsverteilernetzen sind verpflichtet, nach Abschluss einer Kalkulationsperi-
ode die Differenz zwischen den an die Betreiber dezentraler Erzeugungsanlagen in Summe erstatte-
ten Entgelten und den sich nach Absatz 2 rechnerisch ergebenden vermiedenen Kosten der vorgela-
gerten Netz- oder Umspannebene zu ermitteln. Der Differenzbetrag ist zuzüglich einer angemesse-
nen Verzinsung in der nächsten Kalkulationsperiode in Ansatz zu bringen. 
(5) Die vermiedenen Netzentgelte nach Absatz 1, die sich auf Grund der Ermittlung nach den Absät-
zen 2 und 3 für die jeweilige Erzeugungsanlage ergeben, werden für Anlagen mit volatiler Erzeugung 
ab dem 1. Januar 2018 schrittweise jährlich, jeweils zum 1. Januar des Jahres, jeweils um einen Be-
trag von einem Drittel des ursprünglichen Ausgangswertes abgesenkt. 

§ 19 Sonderformen der Netznutzung 
(1) Für Letztverbraucher mit einer zeitlich begrenzten hohen Leistungsaufnahme, der in der übrigen 
Zeit eine deutlich geringere oder keine Leistungsaufnahme gegenübersteht, haben Betreiber von 
Elektrizitätsversorgungsnetzen, an deren Netz der jeweilige Letztverbraucher angeschlossen ist, ne-
ben dem Jahresleistungspreissystem eine Abrechnung auf der Grundlage von Monatsleistungsprei-
sen anzubieten. 
(2) Ist auf Grund vorliegender oder prognostizierter Verbrauchsdaten oder auf Grund technischer 
oder vertraglicher Gegebenheiten offensichtlich, dass der Höchstlastbeitrag eines Letztverbrauchers 
vorhersehbar erheblich von der zeitgleichen Jahreshöchstlast aller Entnahmen aus dieser Netz- oder 
Umspannebene abweicht, so haben Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen diesem Letztver-
braucher in Abweichung von § 16 ein individuelles Netzentgelt anzubieten, das dem besonderen 
Nutzungsverhalten des Netzkunden angemessen Rechnung zu tragen hat und nicht weniger als 20 
Prozent des veröffentlichten Netzentgeltes betragen darf. Ein individuelles Netzentgelt ist außerdem 
auch anzubieten, wenn die Stromabnahme aus dem Netz der allgemeinen Versorgung für den eige-
nen Verbrauch an einer Abnahmestelle pro Kalenderjahr sowohl die Benutzungsstundenzahl von 
mindestens 7 000 Stunden im Jahr erreicht als auch der Stromverbrauch an dieser Abnahmestelle 
pro Kalenderjahr zehn Gigawattstunden übersteigt. Das individuelle Netzentgelt nach Satz 2 beträgt 
bei einer Stromabnahme aus dem Netz der allgemeinen Versorgung für den eigenen Verbrauch an 
einer Abnahmestelle von mehr als zehn Gigawattstunden pro Kalenderjahr nicht weniger als:  
1. 20 Prozent des veröffentlichten Netzentgeltes, im Falle einer Benutzungsstundenzahl von min-

destens 7 000 Stunden im Jahr; 
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2. 15 Prozent des veröffentlichten Netzentgeltes, im Falle einer Benutzungsstundenzahl von min-
destens 7 500 Stunden im Jahr oder 

3. 10 Prozent des veröffentlichten Netzentgeltes, im Falle einer Benutzungsstundenzahl von min-
destens 8 000 Stunden im Jahr. 

Die Bemessung des nach den Sätzen 2 und 3 gebildeten individuellen Netzentgeltes hat den Beitrag 
des Letztverbrauchers zu einer Senkung oder zu einer Vermeidung der Erhöhung der Kosten der 
Netz- oder Umspannebene, an die der Letztverbraucher angeschlossen ist, widerzuspiegeln. […] Die 
Betreiber von Übertragungsnetzen haben entgangene Erlöse, die aus individuellen Netzentgelten 
nach den Sätzen 1 und 2 resultieren, nachgelagerten Betreibern von Elektrizitätsverteilnetzen zu 
erstatten. Sie haben diese Zahlungen sowie eigene entgangene Erlöse aus individuellen Netzentgel-
ten nach den Sätzen 1 und 2 durch Verrechnung untereinander auszugleichen. Die Kosten nach den 
Sätzen 13 und 14 können als Aufschlag auf die Netzentgelte anteilig auf die Letztverbraucher umge-
legt werden. […] Die Vereinbarung eines individuellen Netzentgeltes erfolgt unter dem Vorbehalt, 
dass die jeweiligen Voraussetzungen nach den Sätzen 1 bis 4 tatsächlich erfüllt werden. Ist dies nicht 
der Fall, erfolgt die Abrechnung der Netznutzung nach den angesichts der tatsächlich eingetretenen 
Verhältnisse zulässigen Netzentgelten. 
(3) Sofern ein Netznutzer sämtliche in einer Netz- oder Umspannebene oberhalb der Umspannung 
von Mittel- zu Niederspannung von ihm genutzten Betriebsmittel ausschließlich selbst nutzt, ist zwi-
schen dem Betreiber dieser Netz- oder Umspannebene und dem Netznutzer für diese singulär ge-
nutzten Betriebsmittel gesondert ein angemessenes Entgelt festzulegen. Das Entgelt orientiert sich 
an den individuell zurechenbaren Kosten der singulär genutzten Betriebsmittel dieser Netz- oder 
Umspannebene unter Beachtung der in § 4 dargelegten Grundsätze. Diese Kosten sind auf Verlangen 
des Netznutzers durch den Netzbetreiber nachzuweisen. Der Letztverbraucher ist bezüglich seines 
Entgelts im Übrigen so zu stellen, als sei er direkt an die vorgelagerte Netz- oder Umspannebene 
angeschlossen. 
(4) Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen haben Letztverbrauchern, die Strom dem Netz aus-
schließlich zur Speicherung in einem Stromspeicher entnehmen und den zurückgewonnenen Strom 
wieder in das Netz einspeisen, ein individuelles Netzentgelt anzubieten. Das Netzentgelt besteht 
abweichend von § 17 Absatz 2 nur aus einem Jahresleistungspreis in Euro pro Kilowatt, wobei der 
Netzbetreiber die Gleichzeitigkeitsfunktion des oberen Benutzungsdauerbereichs nach Anlage 4 an-
wendet und den Jahresleistungspreis auf den Anteil der entnommenen Strommenge reduziert, der 
nicht wieder in das Netz eingespeist wird. Der Anteil nach Satz 2 ist für jede Anlage in geeigneter 
Form nachzuweisen. Bei gleichzeitigem netzdienlichen Verhalten nach Absatz 2 Satz 1 darf das indi-
viduelle Netzentgelt für Letztverbraucher nach Satz 1 nicht weniger als 20 Prozent des nach Satz 2 
ermittelten Jahresleistungspreises betragen. 

§ 20 Verprobung 
(1) Netzbetreiber haben im Rahmen der Ermittlung der Netzentgelte sicherzustellen, dass ein zur 
Veröffentlichung anstehendes Entgeltsystem geeignet ist, die nach § 4 ermittelten Kosten zu decken. 
[…] Im Einzelnen ist sicherzustellen, dass die Anwendung  
1. des Entgeltsystems auf die prognostizierte Absatzstruktur in ihrem Netzgebiet einen prognosti-

zierten Erlös ergibt, welcher der Höhe nach den zu deckenden Kosten entspricht, und 
2. der Entgelte für den Messstellenbetrieb auf die jeweiligen Entnahmestellen einen prognostizier-

ten Erlös ergibt, der den zu deckenden Kosten des Messstellenbetriebs nach § 13 entspricht. 
(2) Die Verprobungen nach Absatz 1 sind vom Netzbetreiber in einer für sachkundige Dritte nachvoll-
ziehbaren Weise schriftlich zu dokumentieren und in den Bericht nach § 28 aufzunehmen. […] 

§ 21 Netzentgeltbildung bei Anreizregulierung 
(1) Soweit die Kosten einer Regulierung nach der Anreizregulierungsverordnung unterliegen, werden 
die Entgelte für den Zugang zu den Energieversorgungsnetzen aus den nach § 32 Absatz 1 Nummer 1 
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der Anreizregulierungsverordnung festgelegten Erlösobergrenzen ermittelt. Dies erfolgt entspre-
chend den Vorschriften der §§ 12 bis 20. 
(2) Der Netzbetreiber ist verpflichtet, bei einer Anpassung der Erlösobergrenze nach § 4 Absatz 3 bis 
5 der Anreizregulierungsverordnung die Netzentgelte anzupassen, soweit sich daraus nach Absatz 1 
eine Absenkung der Netzentgelte ergibt. Im Übrigen ist er bei einer Anpassung der Erlösobergrenzen 
nach § 4 Absatz 3 bis 5 zur Anpassung der Netzentgelte berechtigt. 
(3) Die Anpassung der Netzentgelte nach Absatz 2 erfolgt zum 1. Januar eines Kalenderjahres. Vorge-
lagerte Netzbetreiber haben die Höhe der geplanten Anpassung der Netzentgelte den nachgelager-
ten Netzbetreibern rechtzeitig vor dem Zeitpunkt nach Satz 1 mitzuteilen. 

§ 27 Veröffentlichungspflichten 
(1) Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen sind verpflichtet, die für ihr Netz geltenden Netz-
entgelte auf ihren Internetseiten zu veröffentlichen und auf Anfrage jedermann unverzüglich in Text-
form mitzuteilen. Werden individuelle Netzentgelte nach § 19 gebildet, sind diese in die Veröffentli-
chung der Netzentgelte aufzunehmen und der Regulierungsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

§ 28 Dokumentation 
(1) Betreiber von Elektrizitätsversorgungsnetzen haben einen Bericht über die Ermittlung der Netz-
entgelte zu erstellen. Der Bericht muss enthalten:  
1. eine Darlegung der Kosten- und Erlöslage der abgeschlossenen Kalkulationsperiode, 
2. eine vollständige Darstellung der Grundlagen und des Ablaufs der Ermittlung der Netzentgelte 

nach § 3 sowie sonstiger Aspekte, die aus Sicht des Betreibers von Elektrizitätsversorgungsnet-
zen für die Netzentgelte von Relevanz sind, 

3. die Höhe der von Betreibern von Elektrizitätsversorgungsnetzen entrichteten Konzessionsabga-
ben jeweils pro Gemeinde und in Summe, 

4. einen Anhang und 
5. den vollständigen Prüfungsbericht des Wirtschaftsprüfers zum Jahresabschluss nebst allen zu-

gehörigen Ergänzungsbänden. 
Die Angaben nach Satz 2 Nr. 1 und 2 müssen einen sachkundigen Dritten in die Lage versetzen, ohne 
weitere Informationen die Ermittlung der Netzentgelte vollständig nachzuvollziehen. Der Bericht ist 
zehn Jahre aufzubewahren. 
(2) Der zu dem Bericht nach Absatz 1 Satz 2 Nr. 4 zu erstellende Anhang muss enthalten:  
1. die nach § 4 Abs. 4 dokumentierten Schlüssel sowie deren Änderung, 
2. die Einnahmen nach § 9 Abs. 3 sowie deren Verwendung, 
3. die nach § 11 errechneten Differenzbeträge, 
4. die nach § 12 dokumentierten Schlüssel sowie deren Änderung, 
5. die Höhe der Entgelte für dezentrale Einspeisung nach § 18, 
6. die Absatzstruktur des Netzgebietes nach Anlage 5, 
7. den Betriebsabrechnungsbogen des Netzbetriebs, 
8. den im Vorjahr an Betreiber dezentraler Erzeugungsanlagen entrichteten Gesamtbetrag und 
9. im Vorjahr nach § 57 Absatz 3 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes in Abzug gebrachten Netz-

entgelte. 

§ 30 Festlegungen der Regulierungsbehörde 
 (1) Zur Verwirklichung eines effizienten Netzzugangs und der in § 1 Abs. 1 des Energiewirtschaftsge-
setzes genannten Zwecke kann die Regulierungsbehörde unter Beachtung der Anforderungen eines 
sicheren Netzbetriebs Entscheidungen durch Festlegung nach § 29 Abs. 1 des Energiewirtschaftsge-
setzes treffen über […] 
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7. die Gewährleistung einer sachgerechten und einheitlichen Ermittlung von Entgelten für Netzreser-
vekapazität  
[…] 

Anlage 2 (zu § 13): Haupt- und Nebenkostenstellen 
1. Hauptkostenstelle "Systemdienstleistungen" 

1.1 Nebenkostenstelle "Regelenergie": Kosten für Primärregelleistung und -arbeit sowie für die 
Vorhaltung von Sekundärregelleistung und Minutenreserveleistung; 

1.2 Nebenkostenstelle "Systemführung": Kosten der Betriebsführung der Regelzone (ein-
schließlich Messstellenbetrieb zwischen Betreibern von Elektrizitätsversorgungsnetzen), 
soweit sie nicht direkt den Bilanzkreisverantwortlichen in Rechnung gestellt werden kön-
nen. 

2. Hauptkostenstelle "Höchstspannungsnetz 380 und 220 Kilovolt" 
2.1 Nebenkostenstelle "Höchstspannungsleitungsnetz": Kosten der Höchstspannungsleitungen; 
2.2 Nebenkostenstelle "Höchstspannungsanlagen": Kosten der Schaltanlagen der Höchstspan-

nung in den Umspannwerken; Kosten der 380/220-Kilovolt-Umspannung; anteilige Berück-
sichtigung der zu den Schaltanlagen gehörigen Sekundärtechnik, Gebäude und Grundstü-
cke. 

3. Hauptkostenstelle "Umspannung 380/110 Kilovolt bzw. 220/110 Kilovolt": Kosten der Umspan-
ner 380/110 Kilovolt bzw. 220/110 Kilovolt einschließlich der ober- und unterspannungsseitigen 
Transformatorschaltfelder in den Schaltanlagen; anteilige Berücksichtigung der zu den Schaltan-
lagen gehörigen Sekundärtechnik, Gebäude und Grundstücke. 

4. Hauptkostenstelle "Hochspannungsnetz 110 Kilovolt" 
4.1 Nebenkostenstelle "Hochspannungsleitungen": Kosten der Hochspannungsleitungen; 
4.2 Nebenkostenstelle "Hochspannungsanlagen": Kosten der Schaltanlagen der Hochspannung 

in den Umspannwerken; anteilige Berücksichtigung der zu den Schaltanlagen gehörigen Se-
kundärtechnik, Gebäude und Grundstücke; Kosten aus dem Betrieb von Ladestrom-, Erd-
schlussspulen oder Strombegrenzungsdrosseln. 

5. Hauptkostenstelle "Umspannung 110 Kilovolt/Mittelspannung": Kosten der Umspanner 110 
Kilovolt/Mittelspannung einschließlich der Transformatorschaltfelder in den Schaltanlagen; an-
teilige Berücksichtigung der zu den Schaltanlagen gehörigen Sekundärtechnik, Gebäude und 
Grundstücke. 

6. Hauptkostenstelle "Mittelspannungsnetz" 
6.1 Nebenkostenstelle "Mittelspannungsleitungen": Kosten der Mittelspannungsleitungen; 
6.2 Nebenkostenstelle "Mittelspannungsanlagen": Kosten der Schaltanlagen in Schwerpunkt-

stationen der Mittelspannung; anteilige Berücksichtigung der zu den Schaltanlagen gehöri-
gen Sekundärtechnik, Gebäude und Grundstücke; Kosten des Betriebs von Erdschlussspu-
len; Kosten der Schalt- bzw. Schwerpunktstationen. 

7. Hauptkostenstelle "Umspannung Mittel-/Niederspannung": Kosten der Ortsnetzstationen und - 
soweit in der Kostensphäre des Betreibers von Elektrizitätsversorgungsnetzen - der Kundensta-
tionen inklusive der Kosten der in den Stationen installierten Mittelspannungs- bzw. Nieder-
spannungsschaltgeräte; Kosten der in Ortsnetzstationen installierten Niederspannungsanlagen. 

8. Hauptkostenstelle "Niederspannungsnetz" 
8.1 Nebenkostenstelle "Niederspannungsleitungen": Kosten der Niederspannungsleitungen 

ohne Anlagen der Straßenbeleuchtung; 
8.2 Nebenkostenstelle "Anlagen der Straßenbeleuchtung": Kosten der Anlagen der Straßenbe-

leuchtung. 
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9. Hauptkostenstelle "Hausanschlussleitungen und Hausanschlüsse": Kosten der Erstellung von 
Hausanschlüssen und Hausanschlussleitungen. 

10. Hauptkostenstelle „Messstellenbetrieb“ 
10.1 Nebenkostenstelle „Messstellenbetrieb Höchstspannungsnetz“; 
10.2 Nebenkostenstelle „Messstellenbetrieb Umspannung 380/110 Kilovolt beziehungsweise 

220/110 Kilovolt“; 
10.3 Nebenkostenstelle „Messstellenbetrieb Hochspannungsnetz 110 Kilovolt“; 
10.4 Nebenkostenstelle „Messstellenbetrieb Umspannung 110 Kilovolt/Mittelspannung“; 
10.5 Nebenkostenstelle „Messstellenbetrieb Mittelspannung“; 
10.6 Nebenkostenstelle „Messstellenbetrieb Umspannung Mittel-/Niederspannung“; 
10.7 Nebenkostenstelle „Messstellenbetrieb Niederspannung“. 

Soweit eine Umspannung von 380 Kilovolt oder 220 Kilovolt auf eine andere nachgelagerte Netzebe-
ne als 110 Kilovolt erfolgt, wird dies für die Zwecke dieser Verordnung regulatorisch wie eine Um-
spannung auf 110 Kilovolt behandelt. 

Anlage 3 (zu § 14 Abs. 3): Kostenträger 
1. Die Kosten der Höchstspannungsebene umfassen die Kosten der Hauptkostenstellen "Sys-

temdienstleistungen" und "Höchstspannungsnetz 380 und 220 Kilovolt". 
1a. Die gemeinsamen Kosten der Höchstspannungsebene der Betreiber von Übertragungsnetzen 

mit Regelzonenverantwortung ergeben sich aus der Addition ihrer jeweiligen Kosten nach 
Nummer 1 nach Maßgabe des § 14b Absatz 2. 

2. Die Kosten der Umspannung Höchst- zu Hochspannungsebene umfassen die gewälzten anteili-
gen Kosten der Höchstspannungsebene sowie die Kosten der Hauptkostenstelle "Umspannung 
380/110 Kilovolt bzw. 220/110 Kilovolt". 

2a. Die gemeinsamen Kosten der Umspannung Höchst- zu Hochspannungsebene der Betreiber von 
Übertragungsnetzen mit Regelzonenverantwortung ergeben sich aus der Addition ihrer jeweili-
gen Kosten nach Nummer 1 nach Maßgabe des § 14b Absatz 2. 

3. Die Kosten der Hochspannungsebene umfassen die gewälzten anteiligen Kosten der Umspan-
nung Höchst- zu Hochspannung sowie die Kosten der Hauptkostenstelle "Hochspannungsnetz 
110 Kilovolt". 

4. Die Kosten der Umspannung Hoch- zu Mittelspannungsebene umfassen die gewälzten anteiligen 
Kosten der Hochspannungsebene sowie die Kosten der Hauptkostenstelle "Umspannung 110 Ki-
lovolt/Mittelspannung". 

5. Die Kosten der Mittelspannungsebene umfassen die gewälzten anteiligen Kosten der Umspan-
nung Hoch- zu Mittelspannungsebene sowie die Kosten der Hauptkostenstelle "Mittelspan-
nungsnetz". 

6. Die Kosten der Umspannung Mittel- zu Niederspannungsebene umfassen die gewälzten anteili-
gen Kosten der Mittelspannungsebene sowie die Kosten der Hauptkostenstelle "Umspannung 
Mittel-/Niederspannung". 

7. Die Kosten der Niederspannungsebene umfassen die gewälzten anteiligen Kosten der Umspan-
nung Mittel- zu Niederspannungsebene sowie die Kosten der Hauptkostenstellen "Niederspan-
nungsnetz" und "Hausanschlussleitungen und Hausanschlüsse" abzüglich der Kosten der Neben-
kostenstelle "Anlagen der Straßenbeleuchtung". 

Soweit eine Umspannung von 380 Kilovolt oder 220 Kilovolt auf eine andere nachgelagerte Netzebe-
ne als 110 Kilovolt erfolgt, wird dies für die Zwecke dieser Verordnung regulatorisch wie eine Um-
spannung auf 110 Kilovolt behandelt. 
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Anlage 4 (zu § 16 Abs. 2): Gleichzeitigkeitsfunktion und -grad 
1. Die Gleichzeitigkeitsfunktion ordnet jeder Einzelentnahme (i) exakt einen Gleichzeitigkeitsgrad gi, 
welcher zwischen 0 und 1 liegen muss, zu. Dabei ist die Gleichzeitigkeitsfunktion so zu gestalten, dass 
der individuelle Gleichzeitigkeitsgrad einer Einzelentnahme mit der Wahrscheinlichkeit, dass diese 
Einzelentnahme einen hohen Beitrag zur Jahreshöchstlast der Netz- oder Umspannebene leistet, 
steigt. Solchen Einzelentnahmen, die mit einer hohen Wahrscheinlichkeit einen geringen Beitrag zur 
Jahreshöchstlast der Netzebene leisten, wird ein niedriger Gleichzeitigkeitsgrad zugeordnet. Damit ist 
dem Umstand Rechnung getragen, dass die Einzelentnahmen die von einem Betreiber von Elektrizi-
tätsversorgungsnetzen vorzuhaltende Netzkapazität in unterschiedlicher Weise beeinflussen. 
2. Der Gleichzeitigkeitsgrad einer Einzelentnahme ist definiert als durchschnittlicher, im Rahmen 
einer Gruppenkalkulation ermittelter Anteil der Höchstlast dieser Einzelentnahme an der Höchstlast 
des Netzes. Die Gruppenkalkulation umfasst alle Entnahmestellen der jeweiligen Netz- oder Um-
spannebene und muss der Bedingung genügen, wonach die zeitgleiche Jahreshöchstleistung aller 
Entnahmen dieser Netz- oder Umspannebene gleich der Summe aller zeitungleichen Jahreshöchst-
leistungen der Einzelentnahmen jeweils multipliziert mit dem Gleichzeitigkeitsgrad der Einzelent-
nahme ist. 
3. Zur Bestimmung des Gleichzeitigkeitsgrades einer Entnahme aus einer Netz- oder Umspannebene 
ist ein abschnittsweise linearer Zusammenhang zwischen dem Gleichzeitigkeitsgrad und der Jahres-
benutzungsdauer der Entnahme zu unterstellen. Die Jahresbenutzungsdauer ist der Quotient aus der 
in einem Abrechnungsjahr aus dem Netz entnommenen Arbeit und der in diesem Abrechnungsjahr in 
Anspruch genommenen Jahreshöchstleistung. Der abschnittsweise lineare Zusammenhang zwischen 
dem Gleichzeitigkeitsgrad und der Jahresbenutzungsdauer der Entnahme ist durch jeweils eine Gera-
dengleichung für Jahresbenutzungsdauern unterhalb und oberhalb einer gegebenen Grenze (Knick-
punkt) zu beschreiben. 
4. Der untere Benutzungsdauerbereich der Gleichzeitigkeitsfunktion liegt zwischen 0 und 2 500 Jah-
resbenutzungsstunden. Der obere Benutzungsdauerbereich beginnt bei 2 500 Jahresbenutzungs-
stunden und endet bei 8 760 Jahresbenutzungsstunden. Der Betreiber von Elektrizitätsversorgungs-
netzen legt die Koeffizienten der Geradengleichungen für die beiden Benutzungsdauerbereiche auf 
Basis der Entnahmeverhältnisse in seinem Netz sachgerecht fest. Dabei sind folgende Randbedingun-
gen einzuhalten: 
- der Gleichzeitigkeitsgrad bei einer Jahresbenutzungsdauer von null Stunden beträgt maximal 

0,2; 
- die beiden Geraden, die den Gleichzeitigkeitsgrad beschreiben, schneiden sich in einem Punkt, 

der durch die Jahresbenutzungsdauer 2 500 Stunden definiert ist; 
- der Gleichzeitigkeitsgrad bei einer Jahresbenutzungsdauer von 8 760 Stunden beträgt 1. 
[…] 

3 Anreizregulierungsverordnung (ARegV) 
§ 3 Beginn und Dauer der Regulierungsperioden 
(2) Eine Regulierungsperiode dauert fünf Jahre. 

§ 4 Erlösobergrenzen 
(1) Die Obergrenzen der zulässigen Gesamterlöse eines Netzbetreibers aus den Netzentgelten (Erlös-
obergrenze) werden nach Maßgabe der §§ 5 bis 16, 19, 22, 24 und 25 bestimmt. 
(2) Die Erlösobergrenze ist für jedes Kalenderjahr der gesamten Regulierungsperiode zu bestimmen. 
Eine Anpassung der Erlösobergrenze während der laufenden Regulierungsperiode erfolgt nach Maß-
gabe der Absätze 3 bis 5. 
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(3) Eine Anpassung der Erlösobergrenze erfolgt jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer 
Änderung  
1. des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8, 
2. von nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach § 11 Absatz 2 Satz 1 bis 3; abzustellen ist dabei 

auf die jeweils im vorletzten Kalenderjahr entstandenen Kosten; bei Kostenanteilen nach § 11 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 bis 6a, 8, 13 und 15 bis 17 ist auf das Kalenderjahr abzustellen, auf 
das die Erlösobergrenze anzuwenden sein soll, 

3. von volatilen Kostenanteilen nach § 11 Absatz 5; abzustellen ist dabei auf das Kalenderjahr, auf 
das die Erlösobergrenze Anwendung finden soll. 

Einer erneuten Festlegung der Erlösobergrenze bedarf es in diesen Fällen nicht. 
(4) Auf Antrag des Netzbetreibers  
1. erfolgt eine Anpassung der Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 10 oder § 10a; 
1a. erfolgt eine Anpassung der Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 5; 
2. kann eine Anpassung der Erlösobergrenze erfolgen, wenn auf Grund des Eintritts eines unvor-

hersehbaren Ereignisses im Falle der Beibehaltung der Erlösobergrenze eine nicht zumutbare 
Härte für den Netzbetreiber entstehen würde. 

[…] 
(5) Erfolgt eine Bestimmung des Qualitätselements nach Maßgabe des § 19, so hat die Regulierungs-
behörde von Amts wegen die Erlösobergrenze entsprechend anzupassen. Die Anpassung nach Satz 1 
erfolgt höchstens einmal jährlich zum 1. Januar des folgenden Kalenderjahres. 

§ 5 Regulierungskonto 
(1) Die Differenz zwischen den nach § 4 zulässigen Erlösen und den vom Netzbetreiber unter Berück-
sichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlösen wird jährlich vom Netzbetreiber 
ermittelt und auf einem Regulierungskonto verbucht. Gleiches gilt für die Differenz zwischen den für 
das Kalenderjahr tatsächlich entstandenen Kosten nach § 11 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 bis 6, 8, 13 
und 15 bis 17 sowie den im jeweiligen Kalenderjahr entstandenen Kosten nach § 11 Absatz 5, soweit 
dies in einer Festlegung nach § 32 Absatz 1 Nummer 4a vorgesehen ist, und den in der Erlösober-
grenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen. Einbezogen in das Regulierungskonto wird darüber hin-
aus die Differenz zwischen den für das Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung entstehen-
den Kosten des Messstellenbetriebs, zu dem auch die Messung gehört, und den in der Erlösober-
grenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen, soweit diese Differenz durch Änderungen der Zahl der 
Anschlussnutzer, bei denen der Messstellenbetrieb durch den Netzbetreiber durchgeführt wird, ver-
ursacht wird und soweit es sich nicht um Kosten für den Messstellenbetrieb von modernen Messein-
richtungen und intelligenten Messsystemen im Sinne des Messstellenbetriebsgesetzes handelt. […] 
Das Regulierungskonto wird durch den Netzbetreiber geführt. 
(3) Die Regulierungsbehörde genehmigt den nach den Absätzen 1 bis 2 durch den Netzbetreiber er-
mittelten Saldo sowie dessen Verteilung nach Maßgabe des Satzes 2. Der nach den Absätzen 1 und 
1a ermittelte und nach Absatz 2 verzinste Saldo des Regulierungskontos des letzten abgeschlossenen 
Kalenderjahres wird annuitätisch über die drei dem Jahr der Ermittlung folgenden Kalenderjahre 
durch Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenze verteilt. Die Annuitäten werden gemäß Absatz 2 
verzinst. 

§ 6 Bestimmung des Ausgangsniveaus der Erlösobergrenze und des Kapitalkostenabzugs 
(1) Die Regulierungsbehörde ermittelt das Ausgangsniveau für die Bestimmung der Erlösobergrenzen 
durch eine Kostenprüfung nach den Vorschriften […] des Teils 2 Abschnitt 1 der Stromnetzentgelt-
verordnung. […] Die Kostenprüfung erfolgt im vorletzten Kalenderjahr vor Beginn der Regulierungs-
periode auf der Grundlage der Daten des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahres. Das Kalenderjahr, 
in dem das der Kostenprüfung zugrunde liegende Geschäftsjahr endet, gilt als Basisjahr im Sinne die-
ser Verordnung. […] 
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(3) Die Regulierungsbehörde ermittelt vor Beginn der Regulierungsperiode für jedes Jahr der Regulie-
rungsperiode den Kapitalkostenabzug nach Maßgabe der Sätze 2 bis 5 und der Anlage 2a. […] Der 
Kapitalkostenabzug ergibt sich aus den im Ausgangsniveau nach den Absätzen 1 und 2 enthaltenen 
Kapitalkosten im Basisjahr abzüglich der fortgeführten Kapitalkosten im jeweiligen Jahr der Regulie-
rungsperiode. 

§ 7 Regulierungsformel 
Die Bestimmung der Erlösobergrenzen für die Netzbetreiber erfolgt in Anwendung der jeweiligen 
Regulierungsformel in Anlage 1. 

§ 8 Allgemeine Geldwertentwicklung 
Der Wert für die allgemeine Geldwertentwicklung ergibt sich aus dem durch das Statistische Bundes-
amt veröffentlichten Verbraucherpreisgesamtindex. Für die Bestimmung der Erlösobergrenze nach § 
4 Abs. 1 wird der Verbraucherpreisgesamtindex des vorletzten Kalenderjahres vor dem Jahr, für das 
die Erlösobergrenze gilt, verwendet. Dieser wird ins Verhältnis gesetzt zum Verbraucherpreisgesamt-
index für das Basisjahr. 

§ 9 Genereller sektoraler Produktivitätsfaktor 
(1) Der generelle sektorale Produktivitätsfaktor wird ermittelt aus der Abweichung des netzwirt-
schaftlichen Produktivitätsfortschritts vom gesamtwirtschaftlichen Produktivitätsfortschritt und der 
gesamtwirtschaftlichen Einstandspreisentwicklung von der netzwirtschaftlichen Einstandspreisent-
wicklung. 
(5) Die Einbeziehung des generellen sektoralen Produktivitätsfaktors in die Erlösobergrenzen erfolgt 
durch Potenzierung der Werte nach den Absätzen 2 und 3 mit dem jeweiligen Jahr der Regulierungs-
periode. 

§ 10a Kapitalkostenaufschlag 
(1) Die Regulierungsbehörde genehmigt nach Maßgabe der Absätze 2 bis 9 einen Kapitalkostenauf-
schlag auf die Erlösobergrenze für Kapitalkosten, die aufgrund von nach dem Basisjahr getätigten 
Investitionen in den Bestand betriebsnotwendiger Anlagegüter entstehen. […] 

§ 11 Beeinflussbare und nicht beeinflussbare Kostenanteile 
(1) Als nicht beeinflussbare Kostenanteile gelten dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile und 
vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile. 
(2) Als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile gelten Kosten oder Erlöse aus  
1. gesetzlichen Abnahme- und Vergütungspflichten, 
2. Konzessionsabgaben, 
3. Betriebssteuern, 
4. erforderlicher Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen, 
5. der Nachrüstung […] gemäß […] der Systemstabilitätsverordnung, 
6. genehmigten Investitionsmaßnahmen nach § 23 […], 
6a. der Auflösung des Abzugsbetrags nach § 23 Absatz 2a, 
7. Mehrkosten für die Errichtung, den Betrieb und die Änderung von Erdkabeln nach § 43 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 2 und Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 des Energiewirtschaftsgesetzes […], 
8. vermiedenen Netzentgelten im Sinne von § 18 der Stromnetzentgeltverordnung, § 57 Absatz 3 

des Erneuerbare-Energien-Gesetzes und § 6 Absatz 4 und § 13 Absatz 5 des Kraft-Wärme-
Kopplungsgesetzes, 

8a. dem erweiterten Bilanzausgleich gemäß § 35 der Gasnetzzugangsverordnung […], 
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8b. Zahlungen an Städte oder Gemeinden nach Maßgabe von § 5 Absatz 4 der Stromnetzentgeltver-
ordnung, 

9. betrieblichen und tarifvertraglichen Vereinbarungen zu Lohnzusatz- und Versorgungsleistungen, 
soweit diese in der Zeit vor dem 31. Dezember 2016 abgeschlossen worden sind, 

10. der im gesetzlichen Rahmen ausgeübten Betriebs- und Personalratstätigkeit, 
11. der Berufsausbildung und Weiterbildung im Unternehmen und von Betriebskindertagesstätten 

für Kinder der im Netzbereich beschäftigten Betriebsangehörigen, 
12. Entscheidungen über die grenzüberschreitende Kostenaufteilung nach Artikel 12 der Verord-

nung (EU) Nr. 347/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2013 […], 
12a. Forschung und Entwicklung nach Maßgabe des § 25a, 
13. der Auflösung von Netzanschlusskostenbeiträgen und Baukostenzuschüssen nach § 9 Abs. 1 Satz 

1 Nr. 3 und 4 in Verbindung mit Satz 2 der Stromnetzentgeltverordnung […], 
14. dem bundesweiten Ausgleichsmechanismus nach § 2 Absatz 5 des Energieleitungsausbaugeset-

zes […] und nach § 3 Absatz 5 Satz 2 und nach § 4 Absatz 3 Satz 2 des Bundesbedarfsplangeset-
zes […], 

15. (weggefallen) 
16. den Vorschriften der Kapazitätsreserve nach § 13e Absatz 3 des Energiewirtschaftsgesetzes und 

der Rechtsverordnung nach § 13h des Energiewirtschaftsgesetzes, den Bestimmungen zur Still-
legung von Braunkohlekraftwerken nach § 13g des Energiewirtschaftsgesetzes sowie den Vor-
schriften zu besonderen netztechnischen Betriebsmitteln nach § 11 Absatz 3 des Energiewirt-
schaftsgesetzes, 

17. Entschädigungen nach § 15 Absatz 1 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes, die die Voraussetzun-
gen des § 15 Absatz 2 des Erneuerbare-Energien-Gesetzes erfüllen. 

Als dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile gelten bei Stromversorgungsnetzen auch solche 
Kosten oder Erlöse, die sich aus Maßnahmen des Netzbetreibers ergeben, die einer wirksamen Ver-
fahrensregulierung nach der Stromnetzzugangsverordnung […] unterliegen, insbesondere  
1. Kompensationszahlungen im Rahmen des Ausgleichsmechanismus nach Artikel 13 der Verord-

nung (EG) Nr. 714/2009, 
2. Erlöse aus dem Engpassmanagement […] und 
3. Kosten für die Beschaffung der Energie zur Erbringung von Ausgleichsleistungen, einschließlich 

der Kosten für die lastseitige Beschaffung. 
(3) Als vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile des jeweiligen Jahres der Regulierungspe-
riode gelten für Betreiber von Elektrizitäts- und Gasverteilernetzen die mit dem nach § 15 ermittel-
ten bereinigten Effizienzwert multiplizierten Gesamtkosten nach Abzug der dauerhaft nicht beein-
flussbaren Kostenanteile des Ausgangsniveaus und nach Abzug des Kapitalkostenabzugs des jeweili-
gen Jahres der Regulierungsperiode. […] 
(4) Als beeinflussbare Kostenanteile des jeweiligen Jahres der Regulierungsperiode gelten für Betrei-
ber von Elektrizitäts- und Gasverteilernetzen die Gesamtkosten nach Abzug der dauerhaft nicht be-
einflussbaren Kostenanteile des Ausgangsniveaus, nach Abzug des Kapitalkostenabzugs des jeweili-
gen Jahres der Regulierungsperiode und nach Abzug der vorübergehend nicht beeinflussbaren Kos-
tenanteile nach Absatz 3. […] 
(5) Als volatile Kostenanteile gelten Kosten für die Beschaffung von Treibenergie. Andere beeinfluss-
bare oder vorübergehend nicht beeinflussbare Kostenanteile, insbesondere Kosten für die Beschaf-
fung von Verlustenergie, deren Höhe sich in einem Kalenderjahr erheblich von der Höhe des jeweili-
gen Kostenanteils im vorhergehenden Kalenderjahr unterscheiden kann, gelten als volatile Kostenan-
teile, soweit die Regulierungsbehörde dies nach § 32 Absatz 1 Nummer 4a festgelegt hat. […] 
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§ 12 Effizienzvergleich 
 (1) Die Bundesnetzagentur führt vor Beginn der Regulierungsperiode mit den in Anlage 3 aufgeführ-
ten Methoden, unter Berücksichtigung der in Anlage 3 genannten Vorgaben sowie nach Maßgabe 
der Absätze 2 bis 4 und der §§ 13 und 14 jeweils einen bundesweiten Effizienzvergleich für die Be-
treiber von Elektrizitätsverteilernetzen und Gasverteilernetzen mit dem Ziel durch, die Effizienzwerte 
für diese Netzbetreiber zu ermitteln. […] 
(2) Der Effizienzwert ist als Anteil der Gesamtkosten nach Abzug der dauerhaft nicht beeinflussbaren 
Kostenanteile in Prozent auszuweisen. 

§ 12a Effizienzbonus 
(1) Die Bundesnetzagentur ermittelt für im Effizienzvergleich nach § 12 als effizient ausgewiesene 
Netzbetreiber für die Dauer einer Regulierungsperiode einen Aufschlag auf die Erlösobergrenze (Effi-
zienzbonus) auf Grundlage der Supereffizienzanalyse nach Anlage 3 Nummer 5 Satz 9. […]  

§ 16 Effizienzvorgaben 
(1) Die Festlegung der Erlösobergrenzen durch die Regulierungsbehörde hat so zu erfolgen, dass die 
nach den §§ 12 und 13 bis 15 ermittelten Ineffizienzen unter Anwendung eines Verteilungsfaktors 
rechnerisch bis zum Ende der Regulierungsperiode gleichmäßig abgebaut werden (individuelle Effi-
zienzvorgabe). 
(2) Soweit ein Netzbetreiber nachweist, dass er die für ihn festgelegte individuelle Effizienzvorgabe 
unter Nutzung aller ihm möglichen und zumutbaren Maßnahmen nicht erreichen und übertreffen 
kann, hat die Regulierungsbehörde die Effizienzvorgabe abweichend von Absatz 1 zu bestimmen. […] 

§ 19 Qualitätselement in der Regulierungsformel 
(1) Auf die Erlösobergrenzen können Zu- oder Abschläge vorgenommen werden, wenn Netzbetreiber 
hinsichtlich der Netzzuverlässigkeit oder der Netzleistungsfähigkeit von Kennzahlenvorgaben abwei-
chen (Qualitätselement). Die Kennzahlenvorgaben sind nach Maßgabe des § 20 unter Heranziehung 
der Daten von Netzbetreibern aus dem gesamten Bundesgebiet zu ermitteln und in Zu- und Abschlä-
ge umzusetzen. […] 

§ 24 Vereinfachtes Verfahren 
(1) Netzbetreiber, an deren Gasverteilernetz weniger als 15.000 Kunden oder an deren Elektrizitäts-
verteilernetz weniger als 30.000 Kunden unmittelbar oder mittelbar angeschlossen sind, können 
bezüglich des jeweiligen Netzes statt des Effizienzvergleichs zur Ermittlung von Effizienzwerten nach 
den §§ 12 bis 14 die Teilnahme an dem vereinfachten Verfahren nach Maßgabe des Absatzes 2 wäh-
len. 
(3) § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 mit Ausnahme von § 4 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 11 Abs. 2 Satz 
1 Nr. 4, 5 und 8, § 15 Abs. 1 und 2 sowie die §§ 19, 21, 23 Abs. 6 und § 25 finden im vereinfachten 
Verfahren keine Anwendung. 

Anlage 1 (zu § 7) 
[…] Ab der dritten Regulierungsperiode erfolgt die Festsetzung der Erlösobergrenze nach den §§ 4 bis 
16 für Betreiber von Elektrizitäts- und Gasverteilernetzen nach der folgenden Formel: 
EOt = KAdnb,t + (KAvnb,t + (1 – Vt) · KAb,t + B0/T) · (VPIt /VPI0 – PFt) + KKAt + Qt + (VKt – VK0) + St. 
Dabei ist:  

EOt Erlösobergrenze aus Netzentgelten, die im Jahr t der jeweiligen Regulierungsperiode nach 
Maßgabe des § 4 Anwendung findet. 

KAdnb,t Dauerhaft nicht beeinflussbarer Kostenanteil nach § 11 Absatz 2, der für das Jahr t der jeweili-
gen Regulierungsperiode unter Berücksichtigung der Änderungen nach § 4 Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 Anwendung findet. 
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Vt Verteilungsfaktor für den Abbau der Ineffizienzen, der im Jahr t der jeweiligen Regulierungs-
periode nach Maßgabe des § 16 Anwendung findet. 

KAb,t Beeinflussbarer Kostenanteil nach § 11 Absatz 4, der für das Jahr t der jeweiligen Regulie-
rungsperiode anzuwenden ist.  

B0 Bonus nach § 12a im Basisjahr. 

T Dauer der jeweiligen Regulierungsperiode in Jahren. 

VPIt Verbraucherpreisgesamtindex, der nach Maßgabe des § 8 Satz 2 für das Jahr t der jeweiligen 
Regulierungsperiode Anwendung findet. 

VPI0 Durch das Statistische Bundesamt veröffentlichter Verbraucherpreisgesamtindex für das Basis-
jahr. 

PFt Genereller sektoraler Produktivitätsfaktor nach Maßgabe des § 9, der die Veränderungen des 
generellen sektoralen Produktivitätsfaktors für das Jahr t der jeweiligen Regulierungsperiode 
im Verhältnis zum ersten Jahr der Regulierungsperiode wiedergibt. In Analogie zu dem Term 
VPIt/VPI0 ist PFt dabei durch Multiplikation der einzelnen Jahreswerte einer Regulierungsperi-
ode zu bilden.  

KKAt Kapitalkostenaufschlag nach § 10a, der für das Jahr t der jeweiligen Regulierungsperiode an-
zuwenden ist. 

Qt Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 19 im Jahr t der jeweiligen 
Regulierungsperiode. 

St Summe der Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenze nach § 5 Absatz 3. 

VKt volatiler Kostenanteil, der nach § 11 Absatz 5 im Jahr t der jeweiligen Regulierungsperiode 
Anwendung findet. 

VK0 volatiler Kostenanteil nach § 11 Absatz 5 im Basisjahr. 

Das Basisjahr bestimmt sich jeweils nach Maßgabe des § 6 Absatz 1.  
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